
Dokumente der Vereinten Nationen 
Südafrika, Folter-Konvention, afrikanische Krise< 

Südafrika 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Bekräf­
tigung des bindenden Waffenembargos 
gegen Südafrika. — Resolution 558(1984) 
vom 13.Dezember 1984 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 

418(1977) vom 4.November 1977, in der er 
die Verhängung eines bindenden Waf­
fenembargos gegen Südafrika beschloß, 

— unter Hinweis auf seine Resolution 
421(1977) vom 9.Dezember 1977, in der er 
einen aus allen Ratsmitgliedern beste­
henden Ausschuß damit beauftragte, 
u. a. Mittel und Wege zu untersuchen, 
mit denen das bindende Waffenembargo 
gegen Südafrika wirksamer gemacht 
werden könnte, und entsprechende Emp­
fehlungen an den Rat abzugeben, 

— in Kenntnisnahme des dem Sicherheits­
rat in Dokument S/14179 vom ^.Septem­
ber 1980 vorgelegten Ausschußberichts, 

— in der Erkenntnis, daß Südafrikas ver­
stärkte Bemühungen zur Verstärkung 
seiner Kapazität der Rüstungsproduk­
tion die Wirksamkeit des bindenden 
Waffenembargos gegen Südafrika unter­
minieren, 

— in der Auffassung, daß kein Staat durch 
den Erwerb von in Südafrika hergestell­
ten Waffen zu Südafrikas Kapazität der 
Waffenherstellung beitragen sollte, 

1. bekräftigt seine Resolution 418(1977) 
und betont, daß auch weiterhin eine 
strikte Beachtung sämtlicher Bestim­
mungen dieser Resolution erforderlich 
ist; 

2. ersucht alle Staaten, aus Südafrika keine 
Waffen, keine Munition irgendwelcher 
Art und keine dort hergestellten Militär­
fahrzeuge einzuführen; 

3. ersucht alle Staaten, einschließlich de­
rer, die nicht Mitglied der Vereinten Na­
tionen sind, streng nach den Bestimmun­
gen der vorliegenden Resolution zu han­
deln; 

4. ersucht den Generalsekretär, dem mit 
Resolution 421(1977) des Sicherheitsrats 
geschaffenen Ausschuß zur Frage Süd­
afrikas bis spätestens zum 31.Dezember 
1985 über den Stand der Durchführung 
der vorliegenden Resolution zu berich­
ten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Folter- Konvention 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Konvention gegen Folter und an­
dere grausame, unmenschliche oder er­
niedrigende Behandlung oder Strafe. — 
Resolution 39/46 vom lO.Dezember 1984 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die von der General­

versammlung in ihrer Resolution 
3452(XXX) vom 9.Dezember 1975 verab­
schiedete Erklärung über den Schutz al­
ler Personen vor Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder ernied­
rigender Behandlung oder Strafe, 

— unter Hinweis auf ihre Resolution 32/62 
vom 8.Dezember 1977, in der sie die Men­
schenrechtskommission ersuchte, unter 

Berücksichtigung der in der Erklärung 
verankerten Grundsätze den Entwurf ei­
ner Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe auszuar­
beiten, 

— ferner unter Hinweis darauf, daß sie in 
ihrer Resolution 38/119 vom lO.Dezem­
ber 1983 die Menschenrechtskommission 
ersucht hat, auf ihrer vierzigsten Tagung 
mit höchstem Vorrang den Entwurf ei­
ner solchen Konvention fertigzustellen, 
mit dem Ziel, diesen Entwurf, der auch 
Bestimmungen für die wirksame Durch­
führung der künftigen Konvention ent­
halten soll, der Generalversammlung auf 
ihrer neununddreißigsten Tagung vorzu­
legen, 

— mit Befriedigung über die Resolution 
1984/21 der Menschenrechtskommission 
vom 6.März 1984, mit der diese den in der 
Anlage zum Bericht der Arbeitsgruppe 
enthaltenen Wortlaut des Entwurfs einer 
Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe zur Be­
handlung an die Generalversammlung 
überwiesen hat, 

— in dem Bemühen, eine wirksamere 
Durchführung des nach internationalem 
und nationalem Recht bereits bestehen­
den Verbots der Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder ernied­
rigender Behandlung oder Strafe sicher­
zustellen, 

1. spricht der Menschenrechtskommission 
ihre Anerkennung für ihre Verdienste 
im Zusammenhang mit der Ausarbei­
tung des Wortlauts eines Entwurfs für 
eine Konvention gegen Folter und an­
dere grausame, unmenschliche oder er­
niedrigende Behandlung oder Strafe 
aus; 

2. verabschiedet die im Anhang zu dieser 
Resolution enthaltene Konvention gegen 
Folter und andere grausame, unmensch­
liche oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe und legt sie zur Unterzeich­
nung, zur Ratifikation und zum Beitritt 
auf; 

3. fordert alle Regierungen auf, die Unter­
zeichnung und Ratifikation der Konven­
tion als vorrangige Angelegenheit in Er­
wägung zu ziehen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

ANHANG 
Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder er­
niedrigende Behandlung oder Strafe 

Die Vertragsstaaten dieser Konvention, 
— von der Erwägung geleitet, daß die Aner­

kennung der gleichen und unveräußer­
lichen Rechte aller Mitglieder der 
menschlichen Familie nach den in der 
Charta der Vereinten Nationen verkün­
deten Grundsätzen die Grundlage der 
Freiheit, der Gerechtigkeit und des Frie­
dens in der Welt bildet, 

— in der Erkenntnis, daß sich diese Rechte 
aus der angeborenen Würde der mensch­
lichen Person ergeben, 

— eingedenk der Verpflichtung der Staaten 
aufgrund der Charta, insbesondere auf­
grund des Artikels 55, die allgemeine 
Achtung und Verwirklichung der Men­

schenrechte und Grundfreiheiten zu för­
dern, 

— im Hinblick auf Artikel 5 der Allgemei­
nen Erklärung der Menschenrechte und 
Artikel 7 des Internationalen Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte, denen 
zufolge niemand der Folter oder grausa­
mer, unmenschlicher oder erniedrigen­
der Behandlung oder Strafe unterworfen 
werden darf, 

— ferner im Hinblick auf die von der Gene­
ralversammlung am 9. Dezember 1975 
verabschiedete Erklärung über den 
Schutz aller Personen vor Folter und an­
derer grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe, 

— in dem Wunsch, dem Kampf gegen Fol­
ter und andere grausame, unmenschli­
che oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe in der ganzen Welt größere Wirk­
samkeit zu verleihen, 

sind wie folgt übereingekommen: 

TEIL I 

Artikel 1 
(1) Unter Folter im Sinne dieser Konvention 
ist jede Handlung zu verstehen, durch die 
einer Person vorsätzlich schwere körperli­
che oder geistig-seelische Schmerzen oder 
Leiden zugefügt werden, um von ihr oder 
einem Dritten eine Aussage oder ein Ge­
ständnis zu erzwingen, sie für eine tatsäch­
lich oder mußmaßlich von ihr oder einem 
Dritten begangene Tat zu bestrafen, sie 
oder einen Dritten einzuschüchtern oder zu 
nötigen oder eine andere auf Diskriminie­
rung gleich welcher Art beruhende Absicht 
zu verfolgen, sofern solche Schmerzen oder 
Leiden von einem Angehörigen des öffentli­
chen Dienstes oder einer anderen in amtli­
cher Eigenschaft handelnden Person, auf 
deren Veranlassung, mit deren Zustimmung 
oder mit deren stillschweigendem Einver­
ständnis vorgenommen werden. Nicht dar­
unter fallen Schmerzen oder Leiden, die 
sich lediglich aus gesetzlich zulässigen 
Zwangsmaßnahmen ergeben, diesen anhaf­
ten oder als deren Nebenwirkung auftre­
ten. 
(2) Dieser Artikel läßt alle internationalen 
Instrumente oder einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften unberührt, die tatsächlich oder 
möglicherweise weitergehende Bestimmun­
gen enthalten. 

Artikel 2 
(1) Jeder Staat ergreift wirksame gesetzge­
berische, administrative, gerichtliche oder 
sonstige Maßnahmen, um Folterungen in al­
len seiner Hoheitsgewalt unterstehenden 
Gebieten zu verhindern. 
(2) Keinerlei wie auch immer gearteten au­
ßergewöhnlichen Umstände wie Krieg oder 
Kriegsgefahr, innere politische Instabilität 
oder sonstige öffentliche Nostandssituatio-
nen können als Rechtfertigung für Folter 
geltend gemacht werden. 
(3) Ein von einem Vorgesetzten oder einem 
Träger staatlicher Gewalt erteilter Befehl 
kann nicht als Rechtfertigung für Folter gel­
tend gemacht werden. 

Artikel 3 
(1) Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht 
in einen anderen Staat ausweisen, abschie­
ben (>refouler<) oder an diesen ausliefern, 
wenn schwerwiegende Gründe für die An­
nahme bestehen, daß sie dort Gefahr liefe, 
gefoltert zu werden. 
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(2) Bei der Feststellung, ob solche Gründe 
vorliegen, berücksichtigen die zuständigen 
Behörden alle diesbezüglichen Umstände, 
wie gegebenenfalls u. a. die Tatsache, daß 
die Menschenrechte in dem betreffenden 
Staat ständig grob, flagrant oder in einer 
Vielzahl von Fällen verletzt werden. 

Artikel 4 
(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß alle 
Folterhandlungen nach seinem Strafrecht 
als Straftaten gelten. Das gleiche gilt für 
den Versuch einer Folterung und für eine 
von wem auch immer begangene Handlung, 
die eine Beteiligung oder Mittäterschaft an 
einer Folterung darstellt. 
(2) Jeder Vertragsstaat bedroht diese Straf­
taten mit angemessenen Strafen, die die 
Schwere dieser Straftaten berücksichtigen. 

Artikel 5 
(1) Jeder Vertragsstaat trifft die notwendi­
gen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit 
über die in Artikel 4 genannten Straftaten 
in folgenden Fällen zu begründen: 
a) wenn die Straftaten in einem der Ho­

heitsgewalt dieses Staates unterstehen­
den Gebiet oder an Bord eines in diesem 
Staat registrierten Schiffs oder Flug­
zeugs begangen werden; 

b) wenn der mutmaßliche Täter Angehöri­
ger dieses Staates ist; 

c) wenn das Opfer ein Angehöriger dieses 
Staates ist, sofern dieser Staat es für an­
gebracht hält. 

(2) Ebenso trifft jeder Vertragsstaat die not­
wendigen Maßnahmen, um seine Gerichts­
barkeit über diese Straftaten für Fälle zu 
begründen, in denen sich der mutmaßliche 
Täter in einem unter der Hoheitsgewalt die­
ses Staates stehenden Gebiet befindet und 
dieser Staat ihn nicht nach Artikel 8 an ei­
nen der in Absatz 1 dieses Artikels genann­
ten Staaten ausliefert. 
(3) Diese Konvention schließt eine Strafge­
richtsbarkeit, die nach dem innerstaatlichen 
Recht ausgeübt wird, nicht aus. 

Artikel 6 
(1) Hält ein Vertragsstaat, in dessen Ho­
heitsgebiet sich ein der Begehung einer in 
Artikel 4 genannten Straftat Verdächtiger 
befindet, es nach Prüfung der für ihn ver­
fügbaren Informationen in Anbetracht der 
Umstände für gerechtfertigt, so nimmt er 
ihn in Haft oder trifft andere legale Maß­
nahmen, um seine Anwesenheit sicherzu­
stellen. Die Haft und die anderen Maßnah­
men richten sich nach dem Recht dieses 
Staates, dürfen aber nur so lange aufrecht­
erhalten werden, wie es notwendig ist, um 
die Einleitung eines Strafverfahrens oder 
Auslieferungsverfahrens zu ermöglichen. 
(2) Der betreffende Staat führt unverzüglich 
eine vorläufige Untersuchung zur Feststel­
lung des Sachverhalts durch. 
(3) Jedem, der sich aufgrund von Absatz 1 
dieses Artikels in Haft befindet, wird er­
möglicht, sich unverzüglich mit dem näch­
sten zuständigen Vertreter des Staates, des­
sen Staatsangehörigkeit er besitzt, oder 
wenn der Betreffende staatenlos ist, des 
Staates, in dem er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, in Verbindung zu setzen. 
(4) Hat ein Staat eine Person aufgrund die­
ses Artikels in Haft genommen, so zeigt er 
unverzüglich den in Artikel 5 Absatz 1 ge­
nannten Staaten die Tatsache, daß diese 
Person in Haft ist, sowie die Umstände an, 
welche die Haft rechtfertigen. Der Staat, der 
die vorläufige Untersuchung nach Absatz 2 
dieses Artikels durchführt, unterrichtet die 
genannten Staaten unverzüglich über das 
Ergebnis der Untersuchung und teilt ihnen 

mit, ob er seine Gerichtsbarkeit auszuüben 
beabsichtigt. 

Artikel 7 
(1) Sofern er den Verdächtigen nicht auslie­
fert, hat der Vertragsstaat, der die Hoheits­
gewalt über das Gebiet ausübt, in dem der 
mutmaßliche Täter einer in Artikel 4 ge­
nannten Straftat aufgefunden wird, den Fall 
unter den in Artikel 5 genannten Umstän­
den seinen zuständigen Behörden zur Straf­
verfolgung zu übergeben. 
(2) Diese Behörden treffen ihre Entschei­
dung in der gleichen Weise wie im Falle 
einer Tat, die nach dem Recht dieses Staa­
tes eine gemeinrechtliche Straftat schwerer 
Art darstellt. In den in Artikel 5 Absatz 2 
genannten Fällen dürfen für die Strafverfol­
gung und Verurteilung keine geringeren 
Maßstäbe für die Beweisführung angelegt 
werden als in den in Artikel 5 Absatz 1 ge­
nannten Fällen. 
(3) Jedem, gegen den ein Verfahren wegen 
einer in Artikel 4 genannten Straftat einge­
leitet wird, ist während des genannten Ver­
fahrens eine gerechte Behandlung zu ge­
währleisten. 

Artikel 8 
(1) Die in Artikel 4 genannten Straftaten 
gelten als in jeden zwischen Vertragsstaa­
ten bestehenden Auslieferungsvertrag ein­
bezogene, der Auslieferung unterliegende 
Straftaten. Die Vertragsstaaten verpflichten 
sich, diese Straftaten in jeden künftig zwi­
schen ihnen zu schließenden Auslieferungs­
vertrag als der Auslieferung unterliegende 
Straftaten aufzunehmen. 
(2) Wenn ein Vertragsstaat, der die Ausliefe­
rung von dem Bestehen eines Vertrags ab­
hängig macht, von einem anderen Vertrags­
staat, mit dem er keinen Auslieferungsver­
trag abgeschlossen hat, einen Antrag auf 
Auslieferung erhält, so steht es ihm frei, 
diese Konvention als Rechtsgrundlage für 
die Auslieferung in bezug auf die genannten 
Straftaten anzusehen. Die Auslieferung un­
terliegt im übrigen den im Recht des er­
suchten Staates vorgesehenen Bedingun­
gen. 
(3) Vertragsstaaten, die die Auslieferung 
nicht von dem Bestehen eines Vertrags ab­
hängig machen, erkennen untereinander 
die Straftaten als der Auslieferung unterlie­
gende Straftaten vorbehaltlich der im Recht 
des ersuchten Staates vorgesehenen Bedin­
gungen an. 
(4) Die Straftaten werden für die Zwecke 
der Auslieferung zwischen Vertragsstaaten 
so behandelt, als seien sie nicht nur an dem 
Ort, an dem sie sich ereignet haben, son­
dern auch im Hoheitsgebiet der Staaten be­
gangen worden, die verpflichtet sind, ihre 
Gerichtsbarkeit nach Artikel 5 Absatz 1 zu 
begründen. 

Artikel 9 
(1) Die Vertragsstaaten gewähren einander 
die weitestgehende Hilfe im Zusammen­
hang mit Strafverfahren, die in bezug auf in 
Artikel 4 genannte Straftaten eingeleitet 
werden, einschließlich der Überlassung al­
ler ihnen zur Verfügung stehenden und für 
das Verfahren erforderlichen Beweismittel. 
(2) Die Vertragsstaaten kommen ihren Ver­
pflichtungen nach Absatz 1 dieses Artikels 
im Einklang mit allen möglicherweise zwi­
schen ihnen bestehenden Verträgen über 
gegenseitige Rechtshilfe nach. 

Artikel 10 
(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß zur 
Ausbildung von Zivil- und Militärbedienste­
ten mit Polizeibefugnissen, medizinischem 

Personal, öffentlichen Bediensteten oder 
anderen Personen, die mit dem Gewahrsam, 
dem Verhör oder der Behandlung einer Per­
son befaßt werden können, die irgendeiner 
Form der Festnahme, der Haft oder des 
Strafvollzugs unterworfen ist, eine vollstän­
dige Aufklärung und Information über das 
Verbot der Folter gehört. 
(2) Jeder Vertragsstaat nimmt dieses Verbot 
in die Vorschriften oder Anweisungen über 
die Pflichten und Aufgaben aller dieser Per­
sonen auf. 

Artikel 11 
Jeder Vertragsstaat unterzieht die für Ver­
höre geltenden Vorschriften, Anweisungen, 
Methoden und Praktiken sowie die Vorkeh­
rungen für den Gewahrsam und die Be­
handlung von irgendeiner Form der Fest­
nahme, der Haft oder des Strafvollzugs un­
terworfenen Personen in sämtlichen seiner 
Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten ei­
ner regelmäßigen Überprüfung, um alle 
Fälle von Folterung zu verhüten. 

Artikel 12 
Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß seine 
zuständigen Behörden unverzüglich eine 
unparteiische Untersuchung durchführen, 
wo immer ein hinreichender Grund zu der 
Annahme besteht, daß in einem seiner Ho­
heitsgewalt unterstehenden Gebiet eine Fol­
terhandlung begangen wurde. 

Artikel 13 
Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß jeder, 
der angibt, in einem der Hoheitsgewalt die­
ses Staates unterstehenden Gebiet gefoltert 
worden zu sein, das Recht auf Anrufung der 
zuständigen Behörden und auf unverzügli­
che, unparteiische Prüfung seines Falles 
durch diese Behörden hat. Es sind Vorkeh­
rungen zu treffen, um sicherzustellen, daß 
der Beschwerdeführer und die Zeugen vor 
jedweder Mißhandlung oder Einschüchte­
rung infolge ihrer Beschwerde oder ihrer 
Zeugenaussagen geschützt sind. 

Artikel 14 
(1) Jeder Vertragsstaat stellt im Rahmen 
seiner Rechtsordnung sicher, daß das Opfer 
einer Folterhandlung Wiedergutmachung 
erhält und ein einklagbares Recht auf ge­
rechte und angemessene Entschädigung 
einschließlich der Mittel zu einer möglichst 
vollständigen Rehabilitierung hat. Stirbt 
das Opfer infolge einer Folterhandlung, so 
haben seine Angehörigen Anspruch auf 
Entschädigung. 
(2) Dieser Artikel berührt in keiner Weise 
einen nach einzelstaatlichem Recht beste­
henden Anspruch des Opfers oder anderer 
Personen auf Entschädigung. 

Artikel 15 
Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß Aussa­
gen, die nachweislich durch Folter herbeige­
führt worden sind, in keinem Verfahren als 
Beweis verwendet werden, es sei denn ge­
gen eine der Folter angeklagte Person als 
Beweis dafür, daß diese Aussage gemacht 
wurde. 

Artikel 16 
(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, in 
jedem seiner Hoheitsgewalt unterstehen­
den Gebiet andere Handlungen zu verhin­
dern, die eine grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 
darstellen, ohne der Folter im Sinne von Ar­
tikel 1 gleichzukommen, soweit diese Akte 
von einem öffentlichen Bediensteten oder 
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einer anderen in amtlicher Eigenschaft han­
delnden Person, auf deren Veranlassung 
oder mit deren Zustimmung oder still­
schweigender Duldung begangen werden. 
Insbesondere gelten die in Artikel 10, 11, 12 
und 13 genannten Verpflichtungen bezüg­
lich der Folter gleichermaßen für andere 
Formen grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe. 
(2) Die Bestimmungen dieser Konvention 
berühren nicht die Bestimmungen irgend­
welcher anderen internationalen Instru­
mente oder einzelstaatlichen Gesetze, die 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe verbieten 
oder sich mit Auslieferung oder Ausweisung 
befassen. 

TEIL I I 

Artikel 17 
(1) Es wird ein Ausschuß gegen Folter er­
richtet (im folgenden >Ausschuß< genannt), 
der die nachstehend festgelegten Aufgaben 
wahrnimmt. Der Ausschuß besteht aus 10 
Sachverständigen von hohem persönlichen 
Ansehen und anerkannter Sachkenntnis 
auf dem Gebiet der Menschenrechte, die in 
ihrer persönlichen Eigenschaft tätig wer­
den. Die Sachverständigen werden von den 
Vertragsstaaten gewählt, wobei eine ausge­
wogene geographische Verteilung und die 
Zweckmäßigkeit der Mitwirkung einiger 
Personen mit juristischer Erfahrung zu be­
rücksichtigen sind. 
(2) Die Mitglieder des Ausschusses werden 
in geheimer Wahl aus einer Liste von Perso­
nen gewählt, die von den Vertragsstaaten 
benannt worden sind. Jeder Vertragsstaat 
darf einen seiner Staatsangehörigen vor­
schlagen. Die Vertragsstaaten bedenken da­
bei, daß es zweckmäßig ist, Personen zu be­
nennen, die auch dem nach dem Internatio­
nalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte eingesetzten Menschenrechtsaus­
schuß angehören und bereit sind, im Aus­
schuß gegen Folter mitzuwirken. 
(3) Die Wahl der Ausschußmitglieder findet 
alle zwei Jahre auf Versammlungen der 
Vertragsstaaten statt, die vom Generalse­
kretär der Vereinten Nationen einberufen 
werden. Auf diesen Versammlungen, die be­
schlußfähig sind, wenn zwei Drittel der Ver­
tragsstaaten vertreten sind, gelten diejeni­
gen Personen als in den Ausschuß gewählt, 
die die höchste Stimmenzahl und die abso­
lute Stimmenmehrheit der anwesenden und 
abstimmenden Vertreter der Vertragsstaa­
ten auf sich vereinigen. 
(4) Die erste Wahl findet spätestens sechs 
Monate nach Inkrafttreten dieser Konven­
tion statt. Spätestens vier Monate vor jeder 
Wahl fordert der Generalsekretär der Ver­
einten Nationen die Vertragsstaaten schrift­
lich auf, binnen drei Monaten ihre Benen­
nungen einzureichen. Der Generalsekretär 
erstellt eine alphabetisch geordnete Liste 
aller so benannten Personen unter Angabe 
der sie benennenden Vertragsstaaten und 
legt sie den Vertragsstaaten vor. 
(5) Die Ausschußmitglieder werden für vier 
Jahre gewählt. Bei erneuter Benennung 
können sie wiedergewählt werden. Die 
Amtszeit von fünf der bei der ersten Wahl 
gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei 
Jahren ab; die Namen dieser fünf Mitglieder 
werden unmittelbar nach der ersten Wahl 
vom Vorsitzenden der in Absatz 3 dieses Ar­
tikels genannten Sitzung durch das Los be­
stimmt. 
(6) Stirbt ein Ausschußmitglied, t r i t t es zu­
rück oder kann es aus irgendeinem anderen 
Grund seinen Pflichten im Ausschuß nicht 
mehr nachkommen, so ernennt der Ver­
tragsstaat, der es benannt hat, vorbehaltlich 
der Zustimmung der Mehrheit der Vertrags­
staaten einen anderen seiner Staatsangehö­

rigen zum Sachverständigen für die restli­
che Amtszeit. Die Zustimmung gilt als er­
teilt, sofern sich nicht mindestens die Hälfte 
der Vertragsstaaten binnen sechs Wochen 
nach Notifizierung durch den Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen gegen die ge­
plante Ernennung ausspricht. 
(7) Die Vertragsstaaten kommen für die 
Aufwendungen auf, die den Ausschußmit­
gliedern bei der Ausübung ihrer Ausschuß­
pflichten entstehen. 

Artikel 18 
(1) Der Ausschuß wählt seinen Vorstand für 
zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 
(2) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäfts­
ordnung; diese muß jedoch u. a. folgende Be­
stimmungen enthalten: 
a) Der Ausschuß ist bei Anwesenheit von 

sechs Mitgliedern beschlußfähig; 
b) Der Ausschuß faßt seine Beschlüsse mit 

der Mehrheit der anwesenden Mitglie­
der. 

(3) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen stellt dem Ausschuß das Personal so­
wie die Einrichtungen und Dienste zur Ver­
fügung, die dieser zur wirksamen Wahrneh­
mung seiner Aufgaben aufgrund dieser 
Konvention benötigt. 
(4) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen beruft die erste Sitzung des Aus­
schusses ein. Nach seiner ersten Sitzung 
trit t der Ausschuß zu den in seiner Ge­
schäftsordnung festgelegten Zeiten zusam­
men. 
(5) Die Vertragsstaaten kommen für die 
Ausgaben auf, die im Zusammenhang mit 
der Abhaltung von Sitzungen der Vertrags­
staaten und des Ausschusses entstehen; 
hierzu gehört auch die Rückerstattung von 
Ausgaben der Vereinten Nationen für Per­
sonal sowie Einrichtungen und Dienste ge­
mäß Absatz 3 dieses Artikels. 

Artikel 19 
(1) Die Vertragsstaaten legen dem Aus­
schuß über den Generalsekretär der Verein­
ten Nationen innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieser Konvention für den be­
treffenden Vertragsstaat Berichte über die 
Maßnahmen vor, die sie zur Erfüllung ihrer 
in dieser Konvention eingegangenen Ver­
pflichtungen ergriffen haben. Danach legen 
die Vertragsstaaten alle vier Jahre ergän­
zende Berichte über alle weiteren Maßnah­
men sowie alle anderen Berichte vor, um die 
der Ausschuß sie ersucht. 
(2) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen leitet die Berichte allen Vertrags­
staaten zu. 
(3) Der Ausschuß prüft jeden Bericht, gibt 
dazu die ihm geeignet erscheinenden allge­
meinen Stellungnahmen ab und leitet sie 
dem betreffenden Vertragsstaat zu. Diesem 
steht es frei, dem Ausschuß hierzu jede Er­
klärung zuzuleiten, die er abzugeben 
wünscht. 
(4) Es steht dem Ausschuß frei, seine im 
Einklang mit Absatz 3 dieses Artikels abge­
gebenen Stellungnahmen zusammen mit 
den hierzu abgegebenen Erklärungen des 
jeweiligen Vertragsstaats in seinen gemäß 
Artikel 24 erstellten Jahresbericht aufzu­
nehmen. Auf Ersuchen des betreffenden 
Vertragsstaates kann der Ausschuß darin 
auch eine Wiedergabe des gemäß Absatz 1 
dieses Artikels vorgelegten Berichts auf­
nehmen. 

Artikel 20 
(1) Erhält der Ausschuß verläßliche Infor­
mationen, die nach seiner Meinung wohl­
begründete Hinweise darauf enthalten, daß 
in dem Gebiet eines Vertragsstaates regel­
mäßig Folterungen stattfinden, so fordert 
der Ausschuß diesen Vertragsstaat auf, bei 

der Prüfung der betreffenden Informatio­
nen mitzuwirken und zu diesem Zweck Stel­
lungnahmen zu diesen Informationen abzu­
geben. 
(2) Der Ausschuß kann unter Berücksichti­
gung aller von dem betreffenden Vertrags­
staat ggf. vorgelegten Stellungnahmen so­
wie aller anderen ihm zur Verfügung ste­
henden einschlägigen Informationen, wenn 
er dies für gerechtfertigt hält, eines oder 
mehrere seiner Mitglieder mit einer ver­
traulichen Untersuchung und der dringen­
den Berichterstattung an den Ausschuß be­
auftragen. 
(3) Wird eine Untersuchung gemäß Absatz 2 
dieses Artikels durchgeführt, so bemüht 
sich der Ausschuß um die Mitwirkung des 
betreffenden Vertragsstaates. Mit der Zu­
stimmung dieses Vertragsstaates kann eine 
solche Untersuchung auch einen Besuch in 
dessen Hoheitsgebiet einschließen. 
(4) Der Ausschuß prüft die von seinem Mit­
glied bzw. seinen Mitgliedern gemäß Ab­
satz 2 dieses Artikels vorgelegten Untersu­
chungsergebnisse und übermittelt diese so­
dann zusammen mit allen angesichts der Si­
tuation geeignet erscheinenden Stellung­
nahmen oder Vorschlägen dem betreffen­
den Vertragsstaat. 
(5) Das gesamte in Absatz 1 bis 4 dieses Ar­
tikels bezeichnete Verfahren des Ausschus­
ses ist vertraulich. In allen Stadien dieses 
Verfahrens bemüht sich der Ausschuß um 
die Mitwirkung des betreffenden Vertrags­
staates. Sobald alle mit einer Untersuchung 
gemäß Absatz 2 zusammenhängenden Ar­
beiten abgeschlossen sind, kann der Aus­
schuß nach Konsultationen mit dem betref­
fenden Vertragsstaat beschließen, eine Zu­
sammenfassung der Ergebnisse seines Vor­
gehens in seinen gemäß Artikel 24 erstell­
ten Jahresbericht aufzunehmen. 

Artikel 21 
(1) Ein Vertragsstaat dieser Konvention 
kann aufgrund dieses Artikels jederzeit er­
klären, daß er die Zuständigkeit des Aus­
schusses zur Entgegennahme und Prüfung 
von Mitteilungen anerkennt, in denen ein 
Vertragsstaat geltend macht, ein anderer 
Vertragsstaat komme seinen Verpflichtun­
gen aus dieser Konvention nicht nach. Diese 
Mitteilungen können nur dann nach den in 
diesem Artikel festgelegten Verfahren ent­
gegengenommen und behandelt werden, 
wenn sie von einem Vertragsstaat einge­
reicht werden, der für sich selbst die Zu­
ständigkeit des Ausschusses durch eine sol­
che Erklärung anerkannt hat. Mitteilungen, 
die einen Vertragsstaat betreffen, der keine 
derartige Erklärung abgegeben hat, dürfen 
vom Ausschuß nicht gemäß diesem Artikel 
behandelt werden. Auf Mitteilungen, die ge­
mäß diesem Artikel entgegengenommen 
werden, ist folgendes Verfahren anzuwen­
den: 
a) Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, daß 

ein anderer Vertragsstaat die Bestim­
mungen dieser Konvention nicht durch­
führt, so kann er den anderen Staat 
durch eine schriftliche Mitteilung darauf 
hinweisen. Innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Mitteilung hat der 
Empfängerstaat dem Staat, der die Mit­
teilung übersandt hat, eine schriftliche 
Erklärung oder sonstige schriftliche 
Stellungnahme zur Erläuterung der An­
gelegenheit zukommen zu lassen, die, so­
weit es möglich und zweckmäßig ist, An­
gaben über die in dieser Sache durchge­
führten, anhängigen oder zur Verfügung 
stehenden innerstaatlichen Verfahren 
und Rechtsbehelfe enthalten soll; 

b) Wird die Sache nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Eingang der ersten 
Mitteilung beim Empfangsstaat zur Zu­
friedenheit der beiden beteiligten Ver-
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tragsstaaten geregelt, so hat jeder der 
beiden Staaten das Recht, die Angele­
genheit an den Ausschuß weiterzuleiten, 
indem er diesem und dem anderen Staat 
eine entsprechende Mitteilung macht; 

c) Der Ausschuß befaßt sich in Überein­
stimmung mit den allgemein anerkann­
ten Grundsätzen des Völkerrechts mit ei­
ner gemäß diesem Artikel an ihn weiter­
geleiteten Angelegenheit erst dann, 
wenn er sich Gewißheit verschafft hat, 
daß von allen in dieser Sache zur Verfü­
gung stehenden innerstaatlichen Rechts­
behelfen Gebrauch gemacht worden ist 
und diese erschöpft sind. Dieser Grund­
satz gilt nicht, wenn das Verfahren bei 
der Anwendung der Rechtsbehelfe unan­
gemessen lange dauert oder für das Op­
fer der Verletzung dieser Konvention 
keine wirksame Abhilfe erwarten läßt; 

d) Der Ausschuß berät über Mitteilungen 
aufgrund dieses Artikels in nichtöffentli­
cher Sitzung; 

e) Sofern die Voraussetzungen des Buch­
stabens c) erfüllt sind, stellt der Aus­
schuß den beteiligten Vertragsstaaten 
seine guten Dienste zur Verfügung, um 
eine gütliche Regelung der Angelegen­
heit auf der Grundlage der Einhaltung 
der in dieser Konvention festgelegten 
Verpflichtungen herbeizuführen. Hierzu 
kann der Ausschuß gegebenenfalls eine 
Ad-hoc-Schlichtungskommission einset­
zen; 

f) Der Ausschuß kann in jeder aufgrund 
dieses Artikels an ihn weitergeleiteten 
Angelegenheit die unter Buchstabe b) 
genannten beteiligten Vertragsstaaten 
auffordern, alle sachdienlichen Angaben 
beizubringen; 

g) Die unter Buchstabe b) genannten betei­
ligten Vertragsstaaten haben das Recht, 
sich bei der Behandlung der Sache im 
Ausschuß vertreten zu lassen sowie 
mündlich und/oder schriftlich Stellung 
zu nehmen; 

h) Der Ausschuß legt innerhalb von 12 Mo­
naten nach Eingang der nach Buchsta­
be b) vorgesehenen Mitteilung einen Be­
richt vor, wobei 
i) der Ausschuß seinen Bericht auf eine 

kurze Darstellung des Sachverhalts 
und der erzielten Regelung be­
schränkt, wenn eine Regelung im 
Sinne von Buchstabe e) zustande ge­
kommen ist; 

ii) der Ausschuß seinen Bericht auf eine 
kurze Darstellung des Sachverhalts 
beschränkt, wenn eine Regelung im 
Sinne von Buchstabe e) nicht zu­
stande gekommen ist; die schriftli­
chen Stellungnahmen und das Proto­
koll über die mündlichen Stellung­
nahmen der beteiligten Vertragspar­
teien sind dem Bericht beizufügen. 

In jedem Fall wird der Bericht den betei­
ligten Vertragsstaaten übermittelt. 

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels tre­
ten in Kraft, wenn fünf Vertragsstaaten Er­
klärungen nach Absatz 1 dieses Artikels ab­
gegeben haben. Diese Erklärungen werden 
von den Vertragsstaaten beim Generalse­
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt, 
der den anderen Vertragsstaaten Abschrif­
ten davon übermittelt. Eine Erklärung kann 
jederzeit durch eine an den Generalsekretär 
gerichtete Notifikation zurückgenommen 
werden. Eine solche Zurücknahme berührt 
nicht die Prüfung einer Angelegenheit, die 
Gegenstand einer bereits aufgrund dieses 
Artikels vorgenommenen Mitteilung ist. 
Nach Eingang der Notifikation über die Zu­
rücknahme der Erklärung beim Generalse­
kretär wird keine weitere Mitteilung eines 
Vertragsstaates aufgrund dieses Artikels 
angenommen, es sei denn, daß der betref­
fende Vertragsstaat eine neue Erklärung 
abgegeben hat 

Artikel 22 
(1) Ein Vertragsstaat dieser Konvention 
kann aufgrund dieses Artikels jederzeit er­
klären, daß er die Zuständigkeit des Aus­
schusses zur Entgegennahme und Prüfung 
von Mitteilungen anerkennt, die dem Aus­
schuß von einzelnen Personen oder im Na­
men von einzelnen Personen vorgelegt wer­
den, die der Hoheitsgewalt des betreffenden 
Staates unterstehen und geltend machen, 
Opfer einer Verletzung der Bestimmungen 
dieser Konvention durch einen Vertrags­
staat zu sein. Der Ausschuß darf keine Mit­
teilung entgegennehmen, die einen Ver­
tragsstaat der Konvention betrifft, der keine 
derartige Erklärung abgegeben hat. 
(2) Der Ausschuß behandelt jede aufgrund 
dieses Artikels gemachte Mitteilung als un­
zulässig, die anonym ist oder die er für ei­
nen Mißbrauch des Rechts auf Vorlage der­
artiger Mitteilungen oder für unvereinbar 
mit den Bestimmungen dieser Konvention 
hält. 
(3) Vorbehaltlich der Bestimmungen des 
Absatzes 2 bringt der Ausschuß jede ihm 
aufgrund dieses Artikels vorgelegte Mittei­
lung dem Vertragsstaat dieser Konvention 
zur Kenntnis, der eine Erklärung nach Ab­
satz 1 abgegeben hat und beschuldigt wird, 
eine Bestimmung der Konvention zu verlet­
zen. Der Empfangsstaat legt dem Ausschuß 
innerhalb von sechs Monaten schriftliche 
Erklärungen oder Stellungnahmen zu die­
ser Angelegenheit und zu den gegebenen­
falls von ihm getroffenen Abhilfemaßnah­
men vor. 
(4) Bei der Behandlung von Mitteilungen 
aufgrund dieses Artikels berücksichtigt der 
Ausschuß alle Informationen, die ihm von 
dem Beschwerdeführer oder in dessen Na­
men und von dem betreffenden Vertrags­
staat zur Verfügung gestellt werden. 
(5) Der Ausschuß befaßt sich mit der Mittei­
lung einer Einzelperson aufgrund dieses Ar­
tikels erst dann, wenn er sich Gewißheit 
verschafft hat, 
a) daß dieselbe Angelegenheit nicht bereits 

von einer anderen internationalen Un-
tersuchungs- oder Schlichtungsinstanz 
geprüft wurde oder geprüft wird; 

b) daß der Betreffende alle zur Verfügung 
stehenden innerstaatlichen Rechtsbe­
helfe erschöpft hat; dies gilt jedoch nicht, 
wenn das Verfahren bei der Anwendung 
der Rechtsbehelfe unangemessen lange 
dauert oder für das Opfer der Verletzung 
dieser Konvention keine wirksame Ab­
hilfe erwarten läßt. 

(6) Der Ausschuß berät über Mitteilungen 
aufgrund dieses Artikels in nichtöffentli­
cher Sitzung. 
(7) Der Ausschuß übermittelt seine Auffas­
sungen dem betreffenden Vertragsstaat und 
dem Beschwerdeführer. 
(8) Die Bestimmungen dieses Artikels tre­
ten in Kraft, wenn fünf Vertragsstaaten die­
ser Konvention Erklärungen nach Absatz 1 
dieses Artikels abgegeben haben. Diese Er­
klärungen werden von den Vertragsstaaten 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen hinterlegt, der den anderen Vertrags­
staaten Abschriften davon übermittelt. Eine 
Erklärung kann jederzeit durch eine an den 
Generalsekretär gerichtete Notifikation zu­
rückgenommen werden. Eine solche Zu­
rücknahme berührt nicht die Prüfung einer 
Angelegenheit, die Gegenstand einer bereits 
aufgrund dieses Artikels vorgenommenen 
Mitteilung ist; nach Eingang der Notifika­
tion über die Zurücknahme der Erklärung 
beim Generalsekretär wird keine weitere, 
von einer Einzelperson oder in deren Na­
men abgegebene Mitteilung aufgrund die­
ses Artikels angenommen, es sei denn, daß 
der betreffende Vertragsstaat eine neue Er­
klärung abgegeben hat. 

Artikel 23 
Die Mitglieder des Ausschusses und der Ad-
hoc-Schlichtungskommissionen, die nach 
Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe e) ernannt 
werden können, haben Anspruch auf die 
Einrichtungen und Dienste, Vorrechte und 
Immunitäten, die in den entsprechenden 
Abschnitten des Übereinkommens über die 
Vorrechte und Immunitäten der Vereinten 
Nationen für die im Auftrag der Vereinten 
Nationen tätigen Sachverständigen aufge­
führt sind. 

Artikel 24 
Der Ausschuß legt den Vertragsstaaten und 
der Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen einen jährlichen Bericht über seine 
Tätigkeit aufgrund dieser Konvention vor. 

TEIL I I I 

Artikel 25 
(1) Diese Konvention liegt für alle Staaten 
zur Unterzeichnung auf. 
(2) Diese Konvention bedarf der Ratifizie­
rung. Die Ratifikationsurkunden werden 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen hinterlegt. 

Artikel 26 
Diese Konvention liegt allen Staaten zum 
Beitritt auf. Der Beitritt erfolgt durch Hin­
terlegung einer Beitrittsurkunde beim Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen. 

Artikel 27 
(1) Diese Konvention t r i t t am dreißigsten 
Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ra-
tifikations- oder Beitrittsurkunde beim Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen in 
Kraft. 
(2) Für jeden Staat, der diese Konvention 
nach der Hinterlegung der zwanzigsten Ra-
tifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert 
oder ihr beitritt, t r i t t sie am dreißigsten Tag 
nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

Artikel 28 
(1) Jeder Staat kann zum Zeitpunkt der Un­
terzeichnung oder Ratifikation dieser Kon­
vention oder des Beitritts zu ihr erklären, 
daß er die sich aus Artikel 20 ergebende Zu­
ständigkeit des Ausschusses nicht aner­
kennt. 
(2) Jeder Vertragsstaat, der einen Vorbehalt 
nach Absatz 1 dieses Artikels gemacht hat, 
kann diesen Vorbehalt jederzeit durch eine 
an den Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen gerichtete Notifikation zurückzie­
hen. 

Artikel 29 
(1) Jeder Vertragsstaat dieser Konvention 
kann eine Änderung vorschlagen und diese 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen einreichen. Der Generalsekretär über­
mittelt sodann den Änderungsvorschlag den 
Vertragsstaaten dieser Konvention mit der 
Bitte, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konfe­
renz der Vertragsstaaten zur Beratung und 
Abstimmung über diesen Vorschlag befür­
worten. Hat innerhalb von vier Monaten 
vom Datum dieser Mitteilung an gerechnet 
mindestens ein Drittel der Vertragsstaaten 
eine solche Konferenz befürwortet, so be­
ruft der Generalsekretär die Konferenz un­
ter der Schirmherrschaft der Vereinten Na­
tionen ein. Jede Änderung, die von der 
Mehrheit der auf der Konferenz anwesen­
den und abstimmenden Vertragsstaaten an­
genommen wird, ist vom Generalsekretär 
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allen Vertragsstaaten zur Annahme vorzu­
legen. 
(2) Eine im Einklang mit Absatz 1 dieses 
Artikels angenommene Änderung t r i t t in 
Kraft, sobald zwei Drittel der Vertragsstaa­
ten dieser Konvention durch eine an den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen ge­
richtete Notifikation mitgeteilt haben, daß 
sie die Änderung in Übereinstimmung mit 
den in ihrer Verfassung vorgesehenen Ver­
fahren angenommen haben. 
(3) Treten Änderungen in Kraft, so sind sie 
für die Vertragsstaaten, die sie angenom­
men haben, verbindlich, während für die an­
deren Vertragsstaaten weiterhin die Be­
stimmungen dieser Konvention und alle 
früheren von ihnen angenommenen Ände­
rungen gelten. 

Artikel 30 
(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder 
mehr Vertragsstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieser Konvention, die 
nicht durch Verhandlungen beigelegt wer­
den kann, ist auf Verlangen eines dieser 
Staaten einem Schiedsverfahren zu unter­
werfen. Können sich die Parteien binnen 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem 
das Schiedsverfahren verlangt worden ist, 
über dessen Ausgestaltung nicht einigen, so 
kann jede dieser Parteien die Streitigkeit 
dem Internationalen Gerichtshof durch ei­
nen dem Statut des Gerichtshofs entspre­
chenden Antrag unterbreiten. 
(2) Jeder Staat kann zum Zeitpunkt der Un­
terzeichnung oder Ratifizierung dieser Kon­
vention oder des Beitritts zu ihr erklären, 
daß er sich durch Absatz 1 dieses Artikels 
nicht als gebunden betrachtet. Die anderen 
Vertragsstaaten sind gegenüber einem Ver­
tragsstaat, der einen solchen Vorbehalt ge­
macht hat, durch Absatz 1 dieses Artikels 
nicht gebunden. 
(3) Jeder Vertragsstaat, der nach Absatz 2 
dieses Artikels einen Vorbehalt gemacht 
hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch 
eine an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichtete Notifikation zurückzie­
hen. 

Artikel 31 
(1) Ein Vertragsstaat kann diese Konven­
tion durch eine an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche 
Notifikation kündigen. Die Kündigung wird 
ein Jahr nach Eingang der Notifikation 
beim Generalsekretär wirksam. 
(2) Durch eine solche Kündigung wird der 
Vertragsstaat nicht von seinen Verpflich­
tungen befreit, die er aufgrund dieser Kon­
vention in bezug auf Handlungen oder Un­
terlassungen aus der Zeit vor dem Wirksam­
werden der Kündigung hat. Eine Kündi­
gung berührt auch in keiner Weise die wei­
tere Behandlung einer Angelegenheit, mit 
der der Ausschuß bereits vor dem Wirksam­
werden der Kündigung befaßt war. 
(3) Nach dem Tag, an dem die Kündigung 
eines Vertragsstaates wirksam wird, darf 
der Ausschuß nicht mit der Behandlung ei­
ner neuen diesen Staat betreffenden Ange­
legenheit beginnen. 

Artikel 32 
Der Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen unterrichtet alle Mitglieder der Verein­
ten Nationen und alle Staaten, die diese 
Konvention unterzeichnet haben oder ihr 
beigetreten sind, 
a) von Unterzeichnungen, Ratifikationen 

und Beitritten nach Artikel 25 und 26; 
b) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Konvention nach Artikel 27 und vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens von Ände­
rungen nach Artikel 29; 

c) von Kündigungen nach Artikel 31. 

Artikel 33 
(1) Diese Konvention, deren arabischer, chi­
nesischer, englischer, französischer, russi­
scher und spanischer Wortlaut gleicherma­
ßen verbindlich ist, wird beim Generalse­
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
(2) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen übermittelt allen Staaten beglaubigte 
Abschriften dieser Konvention. 

>Afrikanische Krise< 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Die kritische Wirtschaftslage in 
Afrika. — Resolution 39/29 vom S.De­
zember 1984 

Die Generalversammlung, 

— sehr beunruhigt über die derzeit in 
Afrika herrschende kritische Wirt­
schaftslage, 

— in Würdigung der Bemühungen des Ge­
neralsekretärs, in der internationalen 
Gemeinschaft Verständnis für das Elend 
und die Not Afrikas zu wecken, 

— Kenntnis nehmend von der zunehmen­
den Besorgnis der internationalen Ge­
meinschaft angesichts der immer größe­
ren Not der von der Krise betroffenen 
afrikanischen Länder, 

— nach Behandlung der kritischen Wirt­
schaftslage in Afrika, der Mitteilung des 
Generalsekretärs sowie des diesbezügli­
chen Berichts des Generalsekretärs, 

— Kenntnis nehmend von der Erklärung 
und den Resolutionen, die die Versamm­
lung der Staats- und Regierungschefs 
der Organisation der Afrikanischen Ein­
heit auf ihrer vom 12.bis 15.November 
1984 in Addis Ababa abgehaltenen zwan­
zigsten ordentlichen Tagung verabschie­
det hat, 

— ferner Kenntnis nehmend von der Erklä­
rung, die der Ausschuß für Entwick­
lungsplanung am Ende seiner einund­
zwanzigsten Tagung über die kritische 
Wirtschaftslage in Afrika abgegeben 
hat, 

— in der Überzeugung, daß die internatio­
nale Gemeinschaft konzertierte Maß­
nahmen ergreifen muß, um die Bemü­
hungen der afrikanischen Regierungen 
durch unverzügliche Soforthilfe sowie 
durch mittelfristige und langfristige Ent­
wicklungshilfe zu unterstützen, 

1. verabschiedet die im Anhang zu der vor­
liegenden Resolution enthaltene Erklä­
rung über die kritische Wirtschaftslage 
in Afrika; 

2. ersucht den Generalsekretär, alle geeig­
neten Maßnahmen für die vollständige 
und rasche Verwirklichung der in der 
Erklärung enthaltenen Zielsetzungen zu 
ergreifen; 

3. ersucht den Generalsekretär ferner, die 
Erklärung allen Staaten sowie zwischen­
staatlichen und nichtstaatlichen Organi­
sationen zur Kenntnis zu bringen; 

4. ersucht den Generalsekretär weiterhin, 
die Lage weiter zu verfolgen, die Bedürf­
nisse sowie die entsprechenden Abhilfe­
maßnahmen abzuschätzen und der vier­
zigsten Tagung der Generalversamm­
lung auf dem Wege über den Wirt­
schafts- und Sozialrat hierüber zu be­
richten. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

ANHANG 

Erklärung über die kritische 
Wirtschaftslage in Afrika 

1. Wir, die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen, geben unserer tiefen Besorgnis 
über die derzeitige schwere wirtschaftliche 
und soziale Krise Afrikas zum Ausdruck. 
Die Situation hat im Laufe der letzten Jahre 
beunruhigende Ausmaße angenommen, die 
nicht nur eine ernste Gefahr für den Ent­
wicklungsprozeß, sondern — noch viel 
schlimmer — für das Leben von Millionen 
von Menschen darstellen. 
2. Wir sind beunruhigt über das Schreckge­
spenst einer weitverbreiteten Hungersnot, 
die zahlreiche afrikanische Länder heim­
sucht. Über 150 Millionen Menschen drohen 
Hunger und Unterernährung. Zu dieser oh­
nehin schon schwierigen Situation kommt 
noch hinzu, daß bereits seit langer Zeit eine 
Dürre von bisher nie dagewesenem Ausmaß 
herrscht, daß sich die Wüsten immer ra­
scher ausbreiten und daß andere Naturka­
tastrophen hinzugekommen sind, die das 
Leben auf dem gesamten Kontinent aus sei­
nen normalen Bahnen bringen. Eine er­
schreckende Nahrungsmittel- und Wasser­
knappheit und die Dezimierung der Vieh­
herden haben dazu geführt, daß Millionen 
von Menschen entwurzelt wurden oder so­
gar ihr Land verlassen mußten. 
3. Alle diese Faktoren stellen eine weitere 
Belastung der geschwächten Volkswirt­
schaften dar, die durch tief verwurzelte 
Strukturmängel, d.h. durch eine schwache 
materielle und soziale Infrastruktur, durch 
den Mangel an ausgebildeten Arbeitskräf­
ten und die Abhängigkeit vom Export eini­
ger weniger Grundstoffe gelähmt sind. 
4. Trotz seines enormen Potentials ist 
Afrika nach wie vor der am wenigsten ent­
wickelte Kontinent, der allen wirtschaftli­
chen Indikatoren zufolge weit hinter den 
anderen Kontinenten zurückbleibt. Typisch 
für die wirtschaftliche Leistung zahlreicher 
afrikanischer Länder sind ein Rückgang 
des Pro-Kopf-Einkommens sowie stagnie­
rende oder negative Wachstumsraten. Dar­
über hinaus hat auch die Nahrungsmitteler­
zeugung nicht mit dem Bevölkerungswachs­
tum Schritt gehalten. Allen Vorhersagen zu­
folge wird sich an den äußerst düsteren 
Aussichten auf Erholung, auf Wachstum 
und auf Entwicklung nichts ändern, solange 
die derzeitigen Eigenanstrengungen der 
afrikanischen Länder von der internationa­
len Gemeinschaft nicht voll unterstützt wer­
den. 
5. Auch die internationale Wirtschaftslage 
wirkt sich weiterhin ungünstig auf die Ent­
wicklungsländer aus und hat besonders ver­
heerende Auswirkungen auf die bereits ge­
schwächten afrikanischen Volkswirtschaf­
ten. Dies zeigt sich an der Verschlechterung 
der Austauschrelationen, am starken Rück­
gang der Exporteinnahmen, an der schwe­
ren Auslandsschuldenlast und am stagnie­
renden Zufluß von Ressourcen in die afrika­
nischen Länder. 
6. Wir wissen, daß die afrikanischen Länder 
sich darüber im klaren sind, daß die Haupt­
verantwortung für ihre Entwicklung und für 
die Bewältigung der derzeitigen Krise bei 
ihnen selbst liegt. Sie haben deshalb unter 
sehr hohen sozialen und politischen Kosten 
einschneidende Anpassungsmaßnahmen 
vorgenommen und tun dies auch weiterhin. 
Trotz der entschlossenen Eigenanstrengun­
gen der afrikanischen Länder und der Un­
terstützung der internationalen Gemein­
schaft, die wir beide anerkennen, muß ange­
sichts der noch immer äußerst prekären Si­
tuation noch weit mehr getan werden. 
7. Wir erkennen an, daß die Bemühungen, 
die die afrikanischen Länder auf regionaler 
und subregionaler Ebene im Hinblick auf 
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wirtschaftliche Zusammenarbeit und Inte­
gration sowie auf die verstärkte wirtschaft­
liche und technische Zusammenarbeit zwi­
schen Entwicklungsländern in der derzeiti­
gen Krise unternehmen, eine wichtige Rolle 
bei der Herbeiführung nationaler und kol­
lektiver Eigenständigkeit sowie einer dau­
erhaften Entwicklung in Afrika spielen. 
8. Wir sind uns bewußt, wie wichtig die Er­
haltung des Friedens und der Sicherheit 
und die Stärkung der internationalen Zu­
sammenarbeit ist, wenn wir die Aufgabe der 
Entwicklung lösen wollen. 
9. Wir erkennen sehr wohl, daß unverzüglich 
massive Soforthilfemaßnahmen in den fol­
genden Bereichen notwendig sind: zusätzli­
che Nahrungsmittelhilfe und andere Sofort­
hilfe, gekoppelt mit der für den Transport, 
die Lagerung und die Verteilung an die be­
troffene Bevölkerung erforderlichen techni­
schen und finanziellen Hilfe; bessere Was­
serversorgung; Verbesserung des Gesund-
heits- und Ernährungswesens, insbesondere 
für anfällige Gruppen wie Flüchtlinge und 
Vertriebene; Erhaltung eines Mindestbe­
stands an Viehherden in jedem Land; Ein­
leitung von Projekten zur Beschaffung von 
Einkommensmöglichkeiten und Förderung 
von Projekten im Bereich neue und erneu­
erbare Energiequellen, insbesondere in 
ländlichen Gebieten. Zusätzlich zu den be­
reits laufenden Hilfsmaßnahmen der inter­
nationalen Gemeinschaft sind weitere drin­
gende Hilfsmaßnahmen von bilateralen und 
multilateralen Gebern und nichtstaatlichen 
Organisationen notwendig, wenn der oben­
genannte und sonstige festgestellte Bedarf 
an Soforthilfe umfassend gedeckt und die 
Kapazität der afrikanischen Länder zur 
Verhütung von Notsituationen und zur Vor­
bereitung auf solche Situationen gestärkt 
werden soll. 
10. Dabei müssen insbesondere unverzüg­
lich Maßnahmen zur Beschleunigung und 
Unterstützung des Wiederaufbau- und Sa­
nierungsprozesses in den afrikanischen 
Ländern unternommen werden, insbeson­
dere auf dem Agrar- und Industriesektor so­
wie im Hinblick auf die materielle und so­
ziale Infrastruktur. Es würde erheblich dazu 
beitragen, eine solide Basis für die Wieder­
belebung und die Beschleunigung einer 
dauerhaften Entwicklung in Afrika im wirt­
schaftlichen und sozialen Bereich zu schaf­
fen, wenn durch eine angemessene Unter­
stützung der Zahlungsbilanz und andere in 
Frage kommende Maßnahmen die Kapazi­
tät zur Einfuhr lebenswichtiger Importe ge­
steigert würde. 
11. Wir sind uns darüber einig, daß bei der 
Bewältigung der Entwicklungsaufgaben der 
Rahmen für nationale und subregionale 
Maßnahmen und für internationale Hilfe 
durch Maßnahmen abgesteckt ist, wie sie 
im Aktionsplan von Lagos zur Durchfüh­
rung der Strategie von Monrovia für die 
wirtschaftliche Entwicklung Afrikas und im 
Sondermemorandum der Ministerkonfe­
renz der Wirtschaftskommission für Afrika 
(ECA) über die wirtschaftliche und soziale 
Krise in Afrika dargelegt sind. 
12. Angesichts der hohen Priorität, die afri­
kanische Länder der Ernährung und der 
Landwirtschaft beimessen, erkennen wir 
an, daß die dringendste Aufgabe die baldige 
Erreichung nationaler und kollektiver Ei­
genständigkeit in der Nahrungsmittelpro­
duktion ist. Wie dies in der auf der dreizehn­
ten Afrikanischen Regionalkonferenz der 
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa­
tion der Vereinten Nationen (FAO) verab­
schiedeten Erklärung von Harare hervorge­
hoben wurde, kommt hierbei nationalen Er­
nährungsstrategien und integrierten Plänen 
für die ländliche Entwicklung eine wichtige 
Rolle zu, insbesondere was die Erreichung 
von Ernährungssicherheit betrifft. Darüber 
hinaus anerkennen wir die wichtige Rolle 

der Frau in der ländlichen Entwicklung und 
insbesondere bei der Nahrungsmittelpro­
duktion, eine Rolle, die stärker unterstützt 
werden muß. Ebenso wichtig sind entspre­
chende Anreize, die Bereitstellung von Kre­
diten, die Verbesserung von Lager- und 
Transporteinrichtungen, die Verringerung 
von Nahrungsmittelverlusten, insbesondere 
von Verlusten nach der Ernte, die Errei­
chung eines ausgewogeneren Verhältnisses 
zwischen für den Export bestimmten Agrar-
produkten und der Nahrungsmittelproduk­
tion, die Diversifizierung der landwirt­
schaftlichen Produktion und die Nutzung 
von Bewässerungsmöglichkeiten, insbeson­
dere in den durch die Dürre gefährdeten 
Gebieten. 
13. Auf internationaler Ebene müssen drin­
gend Maßnahmen zur Unterstützung der 
nationalen und regionalen Bemühungen um 
die Verwirklichung des Regionalen Aktions­
plans zur Bekämpfung der Auswirkungen 
der Dürre in Afrika und des Aktionsplans 
zur Bekämpfung des Vordringens der Wü­
sten ergriffen werden. 
14. Zur raschen Verwirklichung der Maß­
nahmen im Rahmen der Dekade für die in­
dustrielle Entwicklung Afrikas und der Ver­
kehrs- und Kommunikationsdekade in 
Afrika werden mehr Mittel benötigt. Dar­
über hinaus müssen auf nationaler, subre­
gionaler und regionaler Ebene unternom­
mene Anstrengungen zur Heranbildung der 
dringend erforderlichen Fachkräfte und 
zum Aufbau technologischer Kapazitäten 
international stärker unterstützt werden. 
15. Wir anerkennen uneingeschränkt, daß 
angesichts der Verschlechterung der Wirt­
schaftslage in Afrika den Wechselbeziehun­
gen zwischen dem Schuldenproblem, dem 
Strom konzessionärer Mittel und den Ex­
porteinnahmen sowie den unmittelbaren 
Auswirkungen dieser Faktoren auf die Er­
holung und das Wachstum der Wirtschaft 
sowie die Entwicklung noch größere Bedeu­
tung zukommt. Unter Berücksichtigung des 
Sondermemorandums der Ministerkonfe­
renz der Wirtschaftskommission für Afrika 
über die wirtschaftliche und soziale Krise in 
Afrika, der Erklärung von Addis Ababa über 
die Auslandsverschuldung Afrikas und des 
Sonderprogramms der Weltbank für die 
afrikanischen Länder am Rande der Sahara 
müssen daher unbedingt dringende, einan­
der gegenseitig verstärkende Maßnahmen 
in den oben genannten Bereichen ergriffen 
und so die Anpassungsbemühungen der 
afrikanischen Länder im Inland ergänzt 
und unterstützt werden. 
16. Afrika steht zur Zeit vor einem sehr gra­
vierenden Schuldenproblem, wobei die 
Rückzahlung und der Schuldendienst einen 
sehr hohen Prozentsatz der ohnehin knap­
pen Exporteinnahmen verschlingen. Dieses 
Problem wird von Faktoren wie der Ver­
schlechterung der Austauschrelationen, 
dem realen Rückgang des Ressourcenzu­
stroms zu weichen Bedingungen und dem 
verstärkten Rückgriff auf kurzfristige Kre­
dite zu Marktbedingungen noch weiter ver­
schärft. Ohne Zunahme der Nettokapital­
ströme und unverzügliche Maßnahmen zur 
Milderung der Schuldenlast bestehen in 
Afrika kaum Aussichten für eine Erholung 
der Wirtschaft und für die Entwicklung. 
17. Bilaterale und multilaterale Gläubiger 
sollten konzertierte Maßnahmen zur Er­
leichterung der Schuldenlast der afrikani­
schen Länder ergreifen. Was die öffentli­
chen bzw. mit öffentlicher Bürgschaft verse­
henen Schulden betrifft, sollte in enger 
Konsultation mit jedem einzelnen Schuld­
nerland u. a. unverzüglich über Maßnahmen 
wie die gesamte bzw. teilweise Umwand­
lung von Schulden im Rahmen der öffentli­
chen Entwicklungshilfe in nichtrückzahl­
bare Zuschüsse, die Gewährung längerer 
Fälligkeitstermine und tilgungsfreier Zei­

ten, über geringere bzw. konzessionäre 
Zinssätze und eine großzügige Verteilung 
der Schulden auf mehr Jahre sowie auch 
über andere einvernehmliche Maßnahmen 
nachgedacht werden. Darüber hinaus muß 
unbedingt für die uneingeschränkte und un­
verzügliche Durchführung der Resolution 
165(S-IX) des Handels- und Entwicklungs­
rats vom 11. März 1978 gesorgt werden. Mul­
tilaterale Finanzinstitutionen sollten die 
Auszahlung von Ressourcen beschleunigen. 
Eine Herabsetzung der internationalen 
Zinssätze würde die Schuldenlast noch wei­
ter verringern. Unerläßlich ist ferner die un­
eingeschränkte Unterstützung der Handels­
banken. Die Fähigkeit afrikanischer Län­
der, ihre Schulden zu verwalten, sollte 
durch die Bereitstellung von Technischer 
Hilfe, insbesondere seitens internationaler 
Organisationen, verbessert werden. 
18. Angesichts der Tatsache, daß sie weitge­
hend von konzessionären Kapitalströmen 
abhängen und nur begrenzten Zugang zu 
anderen Quellen der Fremdfinanzierung ha­
ben, stellen wir fest, daß die afrikanischen 
Länder für die Finanzierung ihrer Entwick­
lung und für die technische Zusammenar­
beit auf lange Sicht erheblich mehr Kapital 
von bilateralen Gebern und aus multilatera­
len Quellen benötigen. Die internationale 
Gemeinschaft, insbesondere die entwickel­
ten Länder und die multilateralen Finanzin­
stitutionen, sollten versuchen, die zusätzli­
chen Finanzmittel bereitzustellen, die erfor­
derlich sind, um den Nettotransfer an Res­
sourcen in die afrikanischen Länder auf­
rechtzuerhalten und zu erhöhen. An die 
Weltbank ergeht die nachdrückliche Bitte, 
gemeinsam mit Gebern Möglichkeiten — 
wie u. a. die Einrichtung einer speziellen Fa-
zilität — zur Beschaffung der Ressourcen 
zu untersuchen, die für die Durchführung 
des Sonderprogramms der Weltbank für die 
afrikanischen Länder südlich der Sahara 
erforderlich sind. 
19. Die umfassende und rasche Durchfüh­
rung des Neuen substantiellen Aktionspro­
gramms für die achtziger Jahre zugunsten 
der am wenigsten entwickelten Länder, ins­
besondere im Hinblick auf die Höhe der öf­
fentlichen Entwicklungshilfe, würde den 
Ressourcenzustrom in viele afrikanische 
Länder wesentlich erhöhen. Zusätzliche f i ­
nanzielle Mittel für die Internationale Ent­
wicklungsorganisation und eine möglichst 
baldige Aufstockung der Mittel des Interna­
tionalen Agrarentwicklungsfonds würden 
zumindest dafür sorgen, daß der Wert der 
Afrika zufließenden Ressourcen real nicht 
absinkt. 
20. Die starke Abhängigkeit afrikanischer 
Länder vom Export einiger weniger Grund­
stoffe macht sie besonders anfällig für 
starke Preisschwankungen, die zu einem 
drastischen Rückgang ihrer Exporteinnah­
men führen. Es müssen daher unverzüglich 
Maßnahmen zur langfristigen Stabilisie­
rung der Grundstoffpreise und zur besseren 
und häufigeren Nutzung von Vorkehrungen 
zur Ausgleichsfinanzierung von Exporter­
lösausfällen, wie beispielsweise der kom­
pensatorischen Finanzierungsfazilität des 
Internationalen Währungsfonds, ergriffen 
werden. Wenn afrikanische Grundstoffe 
und Fertigwaren einen besseren Marktzu­
gang finden und wenn die Anstrengungen 
der afrikanischen Länder um eine Diversifi­
zierung ihrer Produktion Erfolg haben sol­
len und wenn der Gemeinsame Grundstoff­
fonds bald und erfolgreich seine Arbeit be­
ginnen soll, sind verstärkte internationale 
Maßnahmen erforderlich. 
21. In bezug auf einen größeren Anteil an 
Zuschüssen, auf nicht zweckgebundene 
Ressourcen und einfachere Verfahren zur 
Weiterleitung der Hilfe sollten die Modalitä­
ten und die Qualität der öffentlichen Ent­
wicklungshilfe u. a. dahingehend verbessert 
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werden, daß die Mittel rascher zur Auszah­
lung gelangen und daß flexibler gestaltete 
Hilfe geleistet wird, wie beispielsweise nicht 
projektgebundene Hilfe für Programme 
bzw. Wirtschaftszweige unter Einbeziehung 
der Finanzierung der an Ort und Stelle an­
fallenden sowie der periodisch wiederkeh­
renden Kosten. 
22. Wir räumen ein, daß die Koordinierung 
der Hilfsmaßnahmen und die rationelle und 
wirksame Nutzung von Ressourcen noch 
weiter verbessert werden könnten. Die Ko­
ordinierung von multilateraler wie auch bi­
lateraler Hilfe ist in erster Linie Sache der 
Empfängerregierungen, und wirksame na­
tionale Koordinierungsmechanismen kön­
nen hier eine wichtige Rolle spielen. Das 
System der Vereinten Nationen sollte Re­
gierungen auf Ersuchen in diesem Bereich 
Technische Hilfe leisten und im Einklang 
mit den diesbezüglichen Resolutionen der 
Generalversammlung seine eigenen An­
strengungen zur besseren Koordinierung 
auf Programmebene und auf operativer 
Ebene verstärken. 
23. Wir sind davon überzeugt, daß die Ver­
einten Nationen im Rahmen der Auseinan­
dersetzung mit den akuten Bedürfnissen 

der afrikanischen Länder in vielen Berei­
chen sowohl bei der Beschaffung der erfor­
derlichen Ressourcen als auch bei der 
Durchführung spezifischer Aktivitäten eine 
wichtige Rolle spielen könnten. Für Afrika-
Programme bereits bereitgestellte Ressour­
cen sollten daher in Absprache mit afrikani­
schen Regierungen den ermittelten Schwer­
punktbereichen zugeleitet werden. In bezug 
auf Effizienz und Programmdurchführung 
müssen die Aktivitäten der Vereinten Natio­
nen in Afrika noch weiter verbessert wer­
den. Darüber hinaus müssen zusätzliche 
freiwillige Beiträge mobilisiert werden, da­
mit Projekte und Programme in Schwer­
punktbereichen durchgeführt werden kön­
nen. 
24. Wir bitten alle Organe, Organisationen 
und Gremien des Systems der Vereinten 
Nationen eindringlich, Afrika mehr Auf­
merksamkeit zu widmen und wie bisher 
auch weiterhin Mittel aufzubringen, um die 
afrikanischen Länder bei der Überwindung 
der derzeitigen Krise und ihrer längerfristi­
gen Auswirkungen zu unterstützen. 
25. Wir bitten ferner die bilateralen und 
multilateralen Geber sowie nichtstaatliche 
Organisationen eindringlich, alle erforderli­

chen Maßnahmen zur Unterstützung der 
Anstrengungen zu ergreifen, die die afrika­
nischen Länder unternehmen, um die kri t i ­
sche Wirtschaftslage in Afrika zu mildern. 
26. Wir ersuchen den Generalsekretär, seine 
dankenswerten Bemühungen fortzusetzen, 
die Aufmerksamkeit und das Verständnis 
der internationalen Gemeinschaft für die 
Not und das Elend der afrikanischen Län­
der zu wecken, zusätzliche Hilfe für Afrika 
zu mobilisieren, die Aktivitäten des Systems 
der Vereinten Nationen in Afrika zu koordi­
nieren und die Situation zu verfolgen sowie 
hierüber in regelmäßigen Abständen Be­
richte vorzulegen. 
27. Wir sind der Überzeugung, daß die ra­
sche Verschlechterung der Situation in 
Afrika sehr wohl zu einer Katastrophe füh­
ren kann, falls nicht sofortige Abhilfemaß­
nahmen ergriffen werden. Wir sind daher 
fest entschlossen, durch unverzügliche kon­
zertierte Maßnahmen, die der in dieser Er­
klärung geschilderten Notlage entsprechen, 
die Bemühungen der afrikanischen Länder 
um die Bewältigung ihrer doppelten Auf­
gabe zu unterstützen, das Leben ihrer Men­
schen zu retten und für die Entwicklung 
Afrikas zu sorgen. 
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Mit diesem Band über die UNESCO wird 
nach WHO, ITU, UPU, ILO und WIPO die 
sechste Sonderorganisation des UN-Sy­
stems innerhalb der auf etwa 20 Bände an­
gelegten Dokumentenreihe vorgestellt 
(siehe VN 6/1984 S.200 und 5/1978 S.180 f.). 
Der Band 8 wurde zusammengestellt und 
eingeleitet von Wolfgang Kleinwächter und 
Falko Raaz unter Mitarbeit von Heinz 
Jung. 
Die Einleitung umfaßt knapp 60 Seiten und 
behandelt in einer pauschalen Tour d'hori-
zon Vorgeschichte, Aufgaben und Struktur, 
Entwicklungsetappen und Programmberei­
che der UNESCO sowie in zwei sehr kurz 
gehaltenen Abschnitten die Mitarbeit der 
DDR sowie die Haltung der USA gegenüber 
der UNESCO. In diesem Text überwiegen 
leider programmatische Resolutionsforde­
rungen und Zielsetzungen. Herausgestellt 
werden vor allem die zahlreichen 'progres­
siven« Resolutionsinitiativen der Sowjet­
union; an wenigen Stellen erscheinen die 
'imperialistischen Staaten« als Hemmschuh 
der Organisation — Heritage-Foundation-
Propaganda mit umgekehrtem Vorzeichen. 
Quantitative Angaben erscheinen höchst 
selten (so im Zusammenhang mit den Al­
phabetisierungsbemühungen der UNESCO 
auf S.34f. und mit der Technischen Hilfe der 
UNESCO in Zusammenarbeit mit dem 
UNDP für den Zeitraum 1960-19/4 auf S.37); 
finanzstatistische Informationen über die 
Budgetentwicklung, deren Anteile aus 
Pflichtbeiträgen und freiwilligen Zahlungen 

durch andere UN-Institutionen und Mit­
gliedstaaten fehlen gänzlich, obwohl etwa 
die Berichte des Generaldirektors hierzu 
anschauliches Material enthalten. Warum 
die UNESCO als »größte Spezialorganisa­
tion der Vereinten Nationen« bezeichnet 
wird (S.32), wird allenfalls durch die verwir­
rende Vielzahl der Themen-Überschriften 
der UNESCO-Programme dokumentiert; 
denn bezogen auf Personal und Haushalt 
rangiert die UNESCO erst hinter der WHO 
und der FAO. 
Insgesamt gesehen verdichtet sich der Ein­
druck, daß der UNESCO ein höherer Wert in 
der Produktion von Resolutionen beigemes­
sen wird als in der faktischen Umsetzung in 
konkrete Programme im eigenen Land und 
(vor allem) in den Staaten der Dritten Welt. 
Die Darstellung bietet daher auch keine Hil­
fen durch weiterführende Primär- und Se­
kundärliteraturangaben; so fehlen zum Bei­
spiel Hinweise auf die vorliegenden 
deutschsprachigen Übersetzungen der in 
der Einleitung erwähnten Berichte von Ed­
gar Faure et al. (Wie wir leben lernen, 1973) 
und von Sean MacBride et al. (Viele Stim­
men — eine Welt, 1982) ebenso wie konkrete 
Hinweise zur Mitarbeit (etwa im Rahmen 
des assoziierten Schulprogramms der UN­
ESCO). 
Der Dokumenten-Teil enthält als Texte die 
Verfassung der UNESCO, die Geschäftsord­
nung der Generalkonferenz sowie je zwei 
Konventionen aus dem Bildungs- und Kul­
turbereich, ferner acht Deklarationen und 
(auszugsweise) Empfehlungen der UNESCO 
und einen Auszug aus der Internationalen 
Charta für Körpererziehung und Sport. Die 
Dokumente sind wiederum in englischer, 
französischer, russischer Sprache sowie in 
nichtoffizieller deutscher Übersetzung abge­
druckt. Selbstverständlich weichen diese 
Übersetzungen von den nichtoffiziellen 
Übersetzungen in der Bundesrepublik 
Deutschland ab. Bei den bei der UNESCO-
Empfehlung zur internationalen Erziehung 
vorgenommenen Stichproben mit der engli­
schen Fassung fielen allerdings auch Eigen­
willigkeiten auf: Im Paragraphen 45 auf 
S.442 wird nur von »multilateralen« anstatt 
von »bi- und multilateralen Vereinbarun­
gen« gesprochen, »revision« wird mit »Be­
gutachtung« übersetzt, und der letzte Halb­
satz zur Zielsetzung von Schulbuchverhand­
lungen (»zwecks Förderung der Kenntnis 
voneinander und des gegenseitigen Verste-

hens zwischen den verschiedenen Völkern«) 
fehlt gänzlich. 
Im Anhang werden unter anderem die Mit­
gliedstaaten sowie die Zusammensetzun­
gen des Exekutivrats, der Zwischenstaatli­
chen Räte und anderer Wahlgremien der 
UNESCO aufgeführt; auf den Abdruck von 
Organigrammen wurde verzichtet. Ein 
Schlag- und Stichwortregister schließt den 
Band ab. 

Klaus Hüfner • 

Forbes, Monica H.: Feindstaatenklau­
seln, Viermächteverantwortung und 
Deutsche Frage. Zur Fortgeltung der Ar­
tikel 53 und 107 der Satzung der Verein­
ten Nationen 

Baden-Baden: Nomos 1983 
101 S., 15,- DM 

Anliegen der Studie ist es, auf eine fortbe­
stehende Aktualität der sogenannten Feind­
staatenklauseln der UN-Charta aufmerk­
sam zu machen und diese für die deutsch­
landpolitischen Interessen der Bundesrepu­
blik Deutschland zu 'instrumentalisieren«. 
Grundlage der Untersuchung ist dabei die 
Verknüpfung der Feindstaatenklauseln mit 
der Viermächteverantwortung, in der wie­
derum die »einzige Klammer für die Fort­
existenz Gesamtdeutschlands« (S.18f.) gese­
hen wird. 
Die Untersuchung leidet vor allem daran, 
daß weder der Frage nach der Weitergel­
tung der Artikel 53 und 107 im eigentlichen 
Sinne nachgegangen noch dargelegt wird, 
worin eigentlich der Inhalt der genannten 
Artikel besteht. Es handelt sich hierbei 
nicht um »Rechte der Siegermächte« oder 
Interventionsansprüche. Vielmehr schnei­
den die Feindstaatenartikel den Feindstaa­
ten allgemein — nicht nur Deutschland — 
die Berufung auf die alleinige Eingriffskom­
petenz des Sicherheitsrats ab. Schon aus 
der Tatsache, daß unter den Feindstaatsbe­
griff nicht nur Deutschland fällt, hätte die 
Autorin entnehmen können, daß die Feind­
staatenklauseln keine deutschlandpoliti­
sche Bedeutung haben. Logischer Ansatz­
punkt wäre insoweit allein die Viermächte­
verantwortung gewesen. 

Rüdiger Wolfrum • 
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